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Die Arbeitsschwerpunkte des Europäischen Parlaments orientierten sich 1990
weitgehend an den von der EG gesetzten Rahmendaten und den weltpolitischen
Ereignissen. Angesichts des näher rückenden Zieldatums 1992 verstärkte sich das
Rollenprofil eines "Arbeitsparlaments"1, das sachkundig am Zustandekommen von
Rechtsakten zur Verwirklichung des Binnenmarktes mitwirkt. Zu den heraus-
ragenden Ereignissen des Parlamentsgeschehens gehörten:
— In mehreren ausführlichen Debatten im März, Juli und November 1990 legte

das Parlament seine Zielsetzungen zu den beiden im Dezember 1990 begonne-
nen Regierungskonferenzen zur Politischen Union und zur Wirtschafts- und
Währungsunion fest .

— Die am 3. Oktober 1990 vollzogene Eingliederung der DDR in die Bundes-
republik und damit in die EG wurde von einem hierzu eingesetzten nicht-
ständigen Ausschuß und von zahlreichen Aktivitäten des Plenums begleitet3.

— Ausführlich setzte sich das Parlament in mehreren Debatten mit der herauf-
ziehenden Golf-Krise auseinander.

— In den Beratungen des EG-Haushalts für 1991 arbeitete das Europäische
Parlament wie in den Vorjahren konstruktiv mit und setzte sich vor allem für
Ausweitungen in den Bereichen Soziales, Umwelt, Forschung, Entwicklungs-
politik, Förderung der Randregionen der Gemeinschaft, Hilfe für die mittel-
europäischen Reformstaaten und für die am stärksten von der Golf-Krise
betroffenen Länder sowie für die Berücksichtigung der für die deutsche Einheit
notwendigen Mittel im Haushalt ein .

Die statistische Bilanz der Arbeit des Europäischen Parlaments zeigt erneut ein
beeindruckendes Bild vom Arbeitsfleiß der Abgeordneten : In den zwölf Plenarta-
gungen des Jahres 1990 wurden 601 Entschließungen und Beschlüsse angenom-
men, davon 159 mit Stellungnahmen im Konsultationsverfahren und 119 im
Verfahren der Zusammenarbeit mit zweiter Lesung. 3.075 schriftliche und 1.355
mündliche Anfragen wurden gestellt. In zwei Fällen wurde das Verfahren der
Zustimmung nach Art. 237 EWG-Vertrag angewandt.

Zahlreiche Regierungschefs, Staatsoberhäupter und andere Politiker aus EG-
und Drittstaaten suchten den Kontakt zu den Europa-Abgeordneten: Im Januar
1990 nahm Alexander DubCek den vom Parlament für den Einsatz für die Men-
schenrechte verliehenen Sacharow-Preis entgegen, im Juni 1990 sprach der
Sacharow-Preisträger des Vorjahres, Nelson Mandela, zu den Abgeordneten. Der
damalige Präsident der Republik Kolumbien, Virgilio Barco, hielt während der
Mai-Sitzung in Straßburg eine Rede. Der chilenische Staatspräsident Patricio
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Aylwin wies am 17. April 1991 auf die Probleme seines Landes hin. Im Mai 1991
führte der damalige russische Parlamentspräsident Boris Jelzin einen Meinungs-
austausch mit einer Gruppe von Abgeordneten. Wie dies bereits Tradition in der
EG ist, legten die jeweiligen amtierenden Ratspräsidenten dem Parlament das
Halbjahresprogramm ihrer Präsidentschaft vor und berichteten über wesentliche
Ereignisse, vor allem über die Ergebnisse der Tagungen des Europäischen Rates.

Die Beziehungen zwischen den Organen konnten 1990 durch interinstitutionel-
le Absprachen verbessert werden. Im April legte die Kommission den anderen
Organen einen von ihr ausgearbeiteten "Verhaltenskodex" vor, der eine Verbes-
serung der Beziehungen zwischen den Organen zum Ziel hat . Der Kodex enthält
eine Reihe von konkreten Verpflichtungen: So hat die Kommission darauf zu
achten, daß politische Einigungen im Rat zu Gesetzgebungsakten erst nach
Stellungnahmen im Parlament erfolgen und daß das Parlament sachgemäß über
die Leitlinien des Rates informiert wird. Bei einer erheblichen Abweichung des
Rates von früheren Positionen ist das Parlament unter Beachtung der Ausführun-
gen des Gerichtshofs hierzu erneut zu konsultieren. Die Kommission verpflichtet
sich auch, das Parlament verstärkt hinsichtlich der Wahl der Rechtsgrundlage für
Rechtsakte zu konsultieren und ihr die Gründe für die NichtÜbernahme von
parlamentarischen Änderungsanträgen in zweiter Lesung besonders zu erläutern.
Das Parlament verpflichtet sich seinerseits zu einer effizienten Mitwirkung an der
Gesetzgebung. Bewährt hat sich das Verfahren, wonach Kommission und Parla-
ment das Jahresgesetzgebungsprogramm und den Zeitplan, nach dem dieses
ablaufen soll, gemeinsam verabschieden7. Besonders aktiv wurde das Europäische
Parlament auch hinsichtlich seiner eigenen Arbeitsmöglichkeiten: Im April 1990
beschloß es den Bau eines Sitzungssaales für 750 Abgeordnete in Brüssel, um in
Ausschußsitzungswochen zu Sondersitzungen in der belgischen Hauptstadt zu-
sammentreten zu können . Auch in Straßburg soll eine entsprechende Verände-
rung der Baulichkeiten vorgenommen werden, damit das Parlament für eventuelle
Erweiterungen der Gemeinschaft vorbereitet ist.

Ausgewogenes Binnenmarkt-Konzept als Schwerpunkt der Politikgestaltung

Erhebliche Arbeitskapazitäten verwandte das Europäische Parlament auch 1990
auf die Mitwirkung an Binnenmarkt-Entscheidungen. Die Funktionsfähigkeit der
mit der Einheitlichen Europäischen Akte eingeführten neuen Verfahren wurde
erneut unterstrichen. Die Durchsetzungsfähigkeit des Parlaments bei Binnen-
marktrechtsakten ist zwar nachweisbar, blieb aber insgesamt nach wie vor be-
grenzt. Die "Erfolgsquote" des Parlaments hinsichtlich seiner Änderungsvorschläge
seit Inkrafttreten der neuen Verfahren im Juli 1987 blieb in etwa gleich (siehe
Tab.). Die Zuerkennung von Mitentscheidungsrechten für das Parlament in der
Gesetzgebung ist somit keineswegs obsolet.

In einem Bericht des deutschen Abgeordneten von Wogau zum Stand der Ver-
wirklichung des Binnenmarktes vom Mai 1991 wird festgestellt, daß der Binnen-
markt inzwischen sowohl von den Unternehmen als auch von den Bürgern als
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Erfolgsquote der Abänderungsanträge des Europäischen Parlaments im Verfahren
der Zusammenarbeit (% der übernommenen Anträge)

Jahr Erste Lesung Zweite Lesung

Kommission Rat Kommission Rat

1987/88 60% 44% 58% 23%
1989 66% 48% 49% 14%
1990 58% 46% 50% 16%

Quelle: Europäisches Parlament, Zehn Jahre die Europa verändert haben, Luxemburg 1989,
S. 17; 23. Gesamtbericht, Ziff. 5; 24. Gesamtbericht, Ziff. 913

Realität angesehen werde9. Etwa 70% der Gesetzgebungsakte, also rund 200 von
276 Beschlüssen, seien verabschiedet worden, wovon wiederum etwa 70% in
nationales Recht umgesetzt sind. Allerdings gebe es überall dort, wo das Prinzip
der Einstimmigkeit gilt, noch besorgniserregende Rückstände: bei den Steuern,
bei der inneren Sicherheit und bei der sozialen Dimension. Das Parlament sieht
es als seine vorrangige Aufgabe an, eine harmonische und ausgewogene Ausge-
staltung des Binnenmarktes sicherzustellen. Hierzu hat es eine Vielzahl von
Initiativen ergriffen, bei denen vor allem die Verwirklichung der sozialen und
ökologischen Dimension im Vordergrund steht.

Von besonderer Bedeutung waren in diesem Zusammenhang die Debatten vom
14. Juli 1990 zu den "atypischen Arbeitsverhältnissen", die nach den Worten der
Berichterstatterin Heinke Salisch mehr als 14 Mio. Menschen — die meisten davon
Frauen — betreffen . Am 11. September 1990 befaßten sich die Abgeordneten mit
der besonders umstrittenen Frage der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer11

und am 9. Oktober stand das Thema "Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefähr-
dungen" auf der Tagesordnung, wobei es u. a. um die Gefährdung von Arbeitneh-
mern durch biologische Arbeitsstoffe, durch Asbest und durch ionisierende
Strahlen ging12. Regelmäßig setzte sich das Parlament in seinen Entschließungen
für hohe Sozialstandards und ein möglichst hohes Schutzniveau in diesem Bereich
ein. Aufgrund der Besonderheiten des Verfahrens der Zusammenarbeit nach Art.
149 EWG-Vertrag konnte es dabei seine Vorstellungen mit Unterstützung der
Kommission in einer Vielzahl von Fällen durchsetzen .

Die deutsche Vereinigung

Einen hohen Stellenwert nahm die Befassung mit der deutschen Vereinigung ein.
Das Plenum hatte bereits im Februar 1990 die Einsetzung eines nicht-ständigen
Ausschusses "Deutsche Einigung" beschlossen, dessen 20 Mitglieder im April 1990
unter der Leitung des spanischen Christdemokraten Gerardo Fernandez-Albor
erstmals zusammentraten. Die Mitglieder dieses Ausschusses mußten die Über-
gangs- und Überleitungsregelungen sowie die Auswirkungen des deutschen
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Einigungsvertrages auf die EG, und umgekehrt die Probleme der Anwendung von
EG-Recht auf die DDR in kürzesten Fristen beraten14. Damit die zum 3. Oktober
1990 vereinbarte deutsche Einigung auch entsprechend der europarechtlichen
Notwendigkeiten stattfinden konnte, erteilte das EP der Kommission in der
letzten Phase der Ereignisse eine sehr weitreichende Handlungsermächtigung .

Obwohl sich die deutsche Bevölkerung im Oktober 1990 um mehr als 16 Mio.
Menschen vergrößert hat, konnten sich die Mitgliedstaaten bisher nicht darauf
verständigen, die Zahl der deutschen Europa-Abgeordneten zu erhöhen. Dies
bedeutet, daß gegenwärtig ein deutscher Abgeordneter etwa 926.000 Bürger
vertritt, während der Durchschnitt im Parlament bei 647.000, bei einem Luxem-
burger Mandat sogar nur bei etwa 60.000 Bürgerinnen und Bürgern pro Abgeord-
neten liegt. Das EP hat nicht die Befugnis zur Veränderung seiner Mitgliederzahl.
Um den fünf neuen Ländern dennoch die Möglichkeit der Mitwirkung zu geben,
hat es im Oktober 1990 durch eine Änderung der Geschäftsordnung beschlossen,
daß diese durch 18 Beobachter im Parlament vertreten sein sollen . Die Beob-
achter haben im Plenum jedoch kein Rede- und Stimmrecht17.

Außenpolitische Schwerpunkte: Golf-Krise, Osteuropa, GATT

Die weltpolitische Lage war 1990/91 in starkem Maße vom Golf-Konflikt gekenn-
zeichnet. Nach dem Einmarsch des Irak in Kuwait im August 1990 zeichnete sich
zunehmend deutlicher eine militärische Lösung ab. Das Europäische Parlament
befaßte sich in mehreren Dringlichkeitsdebatten mit dem Golf-Konflikt und
verurteilte das Hussein-Regime in scharfer Form . Gleichzeitig wurde an die in
der EPZ zusammenwirkenden Mitgliedstaaten die Forderung nach einer eigen-
ständigen Politik gegenüber der Region aufgestellt. Bis zuletzt sprach sich das
Parlament für eine friedliche Beilegung des Konflikts aus. Unter Leitung des
Vorsitzenden des Politischen Ausschusses des Parlaments Formigoni bereiste eine
ad-hoc-Delegation des EP im September 1990 die Golf-Region, um die politische
Lage zu erkunden . Das Parlament besaß jedoch in keiner Phase der Ereignisse
eine reale Chance, zur Verhinderung des heraufziehenden Krieges einen aktiven
Beitrag zu leisten. Nach dem Ende des Golf-Krieges verlangte es in seiner Ent-
schließung vom 18. April 1991 eine Verstärkung der gemeinschaftlichen Rüstungs-
kontrollpolitik20. Hierbei müßten auch Strafen gegen Mitgliedstaaten vorgesehen
werden, die gegen Lieferverbote für Rüstungsgüter verstoßen.

Aufgrund der Veränderungen in Mittel- und Osteuropa befaßte sich das
Parlament mehrfach auch mit der Politik der EG gegenüber den Staaten dieser
Region21. Dabei wurde sein besonderes Interesse an den Beziehungen der Ge-
meinschaft zu Polen, Ungarn und der CSFR deutlich. In einer Entschließung vom
23. November 1990 forderte es hinsichtlich der mit diesen Staaten auszuhandeln-
den "Europa-Abkommen" die Einbeziehung eines kulturellen Dialogs sowie eine
Zusammenarbeit in sozialen und umweltpolitischen Fragen. Vor allem müsse auch
dem großen Bedarf an Infrastruktur-Vorhaben Rechnung getragen werden .

82 Jahrbuch der Europäischen Integration 1990191



Das Europäische Parlament

Mehrfach standen auch die GATT-Verhandlungen im Rahmen der Uruguay-
Runde auf der Tagesordnung des Parlaments. In seiner Entschließung vom 17.
Mai 1990 forderte es eine konstruktive Haltung der Gemeinschaft und vertrat die
Position, daß in den Verhandlungen der Lage der Entwicklungsländer, insbeson-
dere der ärmsten Länder, stärker Rechnung getragen werden müßte23. Im Okto-
ber 1991 bekräftigte das Parlament seine Haltung, wonach die Kommission bei
den Verhandlungen vorrangig die Lage der Entwicklungsländer, aber auch die
Probleme der Landwirte in der EG berücksichtigen solle. Nach Abschluß der
Uruguay-Runde sei das GATT zu einer funktionsfähigen und weltweiten Handels-
organisation weiterzuentwickeln24.

Allgemeine Fragen der Nord-Süd-Zusammenarbeit der EG beschäftigten das
Parlament ebenfalls regelmäßig: Am 16. Mai 1990 wurde das vierte Lome-Abkom-
men trotz einiger Bedenken vor allem wegen der als zu gering empfundenen
Finanzausstattung gebilligt . Im Oktober wurde eine Entschließung zur Ver-
schuldung der AKP-Staaten angenommen, in der der AKP-EWG-Ministerrat
aufgefordert wird, Sofortmaßnahmen zum völligen Schuldenerlaß der AKP-Staa-
ten gegenüber der Gemeinschaft zu ergreifen . Eine internationale Entwicklungs-
konferenz soll über flankierende Maßnahmen beraten.

Vorbereitung der Regierungskonferenzen

Nach einigen Anlaufschwierigkeiten ist es dem EP gelungen, eine klar akzentuier-
te institutionelle Strategie im Hinblick auf die beiden seit Dezember 1990 tagen-
den Regierungskonferenzen zu entwickeln. Sie enthält folgende Elemente:
— Fortschreibung der langfristigen Ziele in Form einer Überarbeitung des Ent-

wurfs des Vertrags zur Gründung einer Europäischen Union vom 14.2.198427;
— Ausarbeitung von Vorschlägen für konkrete Rechtstexte zur Änderung der

Verträge28;
— Einberufung von insgesamt vier interinstitutionellen Konferenzen mit Ver-

tretern von Rat und Kommission zur Vorbereitung und Begleitung der Regie-
rungskonferenzen ;

— Kontaktaufnahme zu den nationalen Parlamenten ("Assisen"), um eine intensi-
ve Koordination der Arbeiten auf parlamentarischer Ebene sicherzustellen .

Das Europäische Parlament hat seine Ziele bezüglich der zukünftigen Ausgestal-
tung der Gemeinschaft und seiner eigenen Rolle darin in der Entschließung vom
22. November 1990 auf der Grundlage des Berichts des britischen Labour-Abge-
ordneten Martin dargelegt31. Demnach verlangt es: ein Mitentscheidungs- sowie
ein (eingeschränktes) Initiativrecht bei der Gesetzgebung; ein Wahlrecht für den
vom Europäischen Rat vorzuschlagenden Kommissionspräsidenten und ein
Zustimmungsrecht zur Ernennung der Kommission, des Gerichtshofs sowie des
Rechnungshofs; ein umfassendes Untersuchungsrecht; ein Ratifizierungsrecht im
Hinblick auf jene wesentlichen konstitutionellen Rechtsakte, die auch von den
Mitgliedstaaten ratifiziert werden müssen; ein Mitentscheidungsrecht bei allen
wesentlichen außenpolitischen Verträgen, einschließlich der Handelsabkommen.
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Gegenwärtig läßt sich nur schwer absehen, ob und inwieweit sich die parlamenta-
rischen Vorstellungen im Rahmen der Regierungskonferenz verwirklichen lassen.
Die Luxemburgische Ratspräsidentschaft hat im April 1991 ein sog. "non-Paper"
vorgelegt, das den damaligen Diskussionsstand aufnahm und die möglichen
Kompromißlinien zusammenfaßte32. Demzufolge bestehen gute Chancen, daß das
EP an der Investitur der Kommission entscheidend beteiligt wird, sein Zustim-
mungsrecht auf alle außenpolitischen Verträge sowie auf ein Tätigwerden der EG
nach Art. 235 ausgeweitet wird und ein neuartiges Zustimmungsrecht hinsichtlich
einer neuen Rechtskategorie von "EG-Gesetzen" eingeführt wird.

Die Abgeordneten sprachen sich im April 1991 bei einer ersten Debatte über
diese Vorschläge gegen die als zu kompliziert und nur für ausgewählte Bereiche
geltenden Regelungen aus33. Zu fordern seien vielmehr eindeutige Bestimmun-
gen, bei denen Rat und Parlament gleichberechtigt an der Gesetzgebung mit-
wirkten. Besonders begrüßt wurde ein weiterreichender Vorschlag zum Gesetzge-
bungsverfahren, der vom deutschen Außenminister Genscher und seinem italieni-
schen Amtskollegen de Michelis vorgelegt worden war .

Kaum Fortschritte bei der Interaktion mit den Wählern

Eines der zentralen Probleme des Europäischen Parlaments und seiner Mitglieder
ist nach wie vor die geringe Rückbindung an die Wähler. Die Europa-Abgeord-
neten sind vielfach nur den "Euro-Insidern" bekannt. Wie die regelmäßig im
Auftrag der EG-Kommission durchgeführten Euro-Barometer-Umfragen belegen,
hat sich der Bekanntheitsgrad des EP seit Einführung von europäischen Direkt-
wahlen im Juni 1979 nur wenig verändert: 49% der EG-Bürger hatten nach den
Ergebnissen einer Euro-Barometer-Umfrage vom Dezember 1990 kürzlich etwas
in den Medien vom Parlament gesehen oder gehört, davon hatten etwa die Hälfte
(52%) eher einen guten als einen schlechten Eindruck35. 58% der Bürger ver-
traten die Auffassung, daß das Parlament "eine wichtigere Rolle" spielen sollte,
und 55% der Befragten sprachen sich für eine europäische Regierung aus, die
gegenüber dem EP verantwortlich sein sollte36.

Häufiger genutzt als noch vor wenigen Jahren wird heute das Instrument der
Petition. Im parlamentarischen Jahr 1989/90 haben sich 774 Petenten an das
Europäische Parlament gewandt, gegenüber nur 234 Petitionen im Vergleichs-
zeitraum 1985/86 . Dieser Anstieg zeigt die gestiegene Wahrnehmung des Euro-
päischen Parlaments als demokratische Kontrollinstanz in den Augen der Wähler.

Zukunftsaussichten

Das Jahr 1990 hat gezeigt, daß es das Parlament gelernt hat, seine politischen
Vorstellungen mit den vorhandenen rechtlichen Instrumenten recht wirkungsvoll
in die praktische Politik umzusetzen. Es war — trotz vielfacher gegenteiliger
Erwartungen — in den meisten Fällen dazu in der Lage, die im Verfahren der
Zusammenarbeit notwendige absolute Mehrheit seiner Mitglieder zusammen-
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zubringen. Ob sich die dabei häufig zusammenwirkende große Koalition von
Sozialisten, Christdemokraten und Liberalen auch bei einer rechtlich und politisch
aufgewerteten Position des Parlaments aufrechterhalten läßt, ist fraglich. Die
Stärkung der Parlamentsrechte steht im Mittelpunkt der Regierungskonferenz zur
Politischen Union. Über die bisher in die Diskussion einbezogenen Vorschläge
hinaus sollte dort in jedem Fall auch über das europäische Wahlsystem und vor
allem auch über den Nationalitätenschlüssel der Mitglieder verhandelt werden.

Einige Veränderungen und Konflikte im Hinblick auf das EP sind in naher
Zukunft absehbar: 1992 läuft die 1988 beim Brüsseler Sondergipfel vereinbarte
mittelfristige Übereinkunft über die Steigerung des EG-Haushaltes aus38. Damit
wird es möglicherweise zu den gleichen institutionellen Haushaltsstreitigkeiten
kommen, wie sie vor 1988 üblich waren, und das Parlament wird sicherlich nicht
davor zurückschrecken, sein Stör- und Drohpotential zur Durchsetzung seiner
Ziele einzusetzen. Auch die internen Kräfteverhältnisse des Parlaments könnten
sich verändern: Die britischen Konservativen haben bereits 1990 einen Antrag auf
Mitgliedschaft in der EVP-Fraktion gestellt, der zunächst hinhaltend beschieden
worden war. Zwischenzeitlich mehren sich jedoch die Anzeichen, daß in der
zweiten Hälfte der laufenden Wahlperiode zumindest eine Fraktionsgemeinschaft
zwischen Christdemokraten und Konservativen gebildet wird .
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